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„Panama Papers“ und kein Ende
Offshore-Aktivitäten der Macri-Leute Clusellas, Grindetti und Arribas
Mauricio Macri war als Direktor zweier Briefkastenfirmen registriert. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - „Panama Papers“ und kein Ende: Immer mehr Namen von Vertrauten Mauricio Macris treten bei den Enthüllungen über Briefkastenfirmen in Steuerparadiesen zutage. Jüngster Fall ist Pablo Clusellas, Macris Sekretär für rechtliche und technische Fragen, der zehn Jahre lang als Kontaktmann für die Anwaltskanzlei Mossack Fonseca tätig war. Diese half bei der Gründung von über 300.000 Briefkastenfirmen in 21 Steueroasen. Kundendaten der Kanzlei, die von einem Whistleblower der Süddeutschen Zeitung zugespielt wurden, führten zu dem weltweiten Skandal.
Clusellas und Macri sind gemeinsam zur Schule gegangen. Später machten sie Geschäfte miteinander. Als Macri 2007 Bürgermeister von Buenos Aires wurde, ernannte er Clusellas zum Sekretär für rechtliche und technische Fragen - dieselbe Funktion, die Clusellas nun auf nationaler Ebene ausübt.
Auch Néstor Grindetti, Macris einstiger städtischer Finanzminister und heutiger Bürgermeister von Lanús, war laut Bericht der Süddeutschen Zeitung mehrere Jahre als Offshore-Manager von Mercier International aktiv. Dies überschnitt sich zeitlich mit seiner öffentlichen Funktion in der Stadtregierung. Gegen Grindetti lag bis Ende März ein internationaler Haftbefehl vor, da die brasilianische Justiz wegen Verstoßes gegen Steuerbestimmungen gegen ihn ermittelte.
Die „Süddeutsche Zeitung“ stellt zudem die Frage, wie mit Gustavo Arribas ein ehemaliger Vermittler von Fußballspielern zum neuen Geheimdienstchef des Landes avancieren konnte. Auch Arribas besaß eine Offshore-Adresse. Macri selber war als Direktor der Offshore-Firmen Fleg Trading Ltd. (Bahamas) und Kagemusha S.A. (Panama) registriert (wir berichteten).
Die Zeitung aus München hatte bereits Anfang des Monats darüber berichtet, wie „pfleglich“ die großen argentinischen Medien mit ihrem Staatspräsidenten und dessen Verwicklung in die „Panama Papers“ umgingen. Macris Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner hätten sie bei vergleichbarer Faktenlage längst zum Rücktritt aufgefordert, mutmaßen die Journalisten aus Deutschland. Hierzulande richten Zeitungen wie „Clarín“ und „La Nación“ den Fokus ihrer Berichterstattung momentan stattdessen lieber auf den Geldwäscheskandal um den Bauunternehmer Lázaro Báez. Derzeit ermittelt die Justiz, ob auch die einstige Präsidentenfamilie Kirchner darin verwickelt ist.
Argentinien
Geld für Máximo?
Jujuy-Abgeordnete belastet CFK-Sohn und Milagro Sala
Buenos Aires (AT/mc) - Kommt auf die argentinische Öffentlichkeit ein neuer Korruptionsfall mit möglicher Kirchner-Beteiligung zu? Die Zeitung „Clarín“, die sich in den vergangenen Wochen und Monaten schon auf den Bauunternehmer Lázaro Báez eingeschossen hat (siehe links), berichtete, Präsidentensohn Máximo Kirchner habe beträchtliche Geldmittel erhalten, die zuvor von der sozialen Organisation „Tupac Amaru“ unterschlagen worden seien.
Kronzeugin für die Anschuldigungen ist Mabel Balconte, Abgeordnete im Parlament der Provinz Jujuy und einst selbst Funktionärin der „Tupac Amaru“. Sie behauptete vor wenigen Tagen, die von der mittlerweile inhaftierten Milagro Sala geleitete Organisation habe im großen Stil Staatsgelder veruntreut, die eigentlich für den sozialen Wohnungsbau in Jujuy vorgesehen gewesen seien. Ein Teil des unterschlagenen Geldes sei dann per Flugzeug nach Olivos zu Máximo Kirchner gebracht worden, so die Darstellung Balcontes.
Kirchner, derzeit Kongressabgeordneter, bestreitet die Vorwürfe. Er und seine politischen Weggefährten Eduardo de Pedro und Andrés Larroque sprechen stattdessen von einem medialen Manöver, um von den Problemen der aktuellen Macri-Regierung abzulenken. In diesem Zusammenhang nannten sie die Massenentlassungen und den Skandal um die „Panama Papers“, in den Macri und einige seiner engsten Vertrauten verstrickt sind.
Am Dienstag meldete sich in der Zeitung „Página/12“ ein möglicher Entlastungszeuge zu Wort. So erklärte Balcontes Sekretär Santiago Hamud, seine Chefin sei von Provinzgouverneur Gerardo Morales massiv unter Druck gesetzt worden, um Sala und Kirchner zu belasten. Anderenfalls habe man gedroht, die zwei Söhne der Abgeordneten zu verhaften, so Hamud. Er erklärte sich bereit, seine Aussage der Justiz gegenüber zu bezeugen.
Argentinien
„Kämpfer für Lateinamerika“
Denkmal zu Ehren Che Guevaras in Lanús
Von Marcus Christoph
Das Che Guevara-Denkmal auf dem Gelände der Universität Lanús. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT) – Ernesto „Che“ Guevara ist einer der bekanntesten Argentinier weltweit. Im Heimatland des Revolutionärs, der seine größten Erfolge in Kuba feierte, erinnert aber kaum etwas an ihn. Bislang existierten lediglich in Guevaras Geburtsstadt Rosario sowie im Küstenort Villa Gesell Statuen, die dem 1967 in Bolivien ums Leben gekommenen Guerrillero gewidmet sind. Seit wenigen Tagen gibt es auf dem Gelände der Universität von Lanús ein weiteres Denkmal zu Ehren des Rebellen.
Es handelt sich dabei um eine Skulptur des uruguayischen Künstlers Gonzalo Ramirez, die das Gesicht Guevaras darstellt. Das Kunstwerk nimmt seinen Platz im „Lateinamerikanischen Skulpturenpark“ der Universität ein, in dem bereits Denkmäler für General José de San Martín und Simón Bolívar stehen. José Gervasio Artigas und Emiliano Zapata sollen folgen. Eine weitere Skulptur erinnert an die von Argentinien beanspruchten Malwinen-Inseln.
Universitätsrektorin Ana Jaramillo hob bei der Einweihung des Denkmals hervor, dass Che Guevara nicht nur für die Revolution, sondern auch für die Integration Lateinamerikas gekämpft habe. Zuvor hatte sich die Wissenschaftlerin gegenüber der Presse beschämt darüber geäußert, dass viele argentinische Universitäten sich Richtung Europa oder USA orientierten, das gemeinsame lateinamerikanische Vaterland („Patria grande“) aber vernachlässigten. Sie sprach sich stattdessen für eine „kulturelle Entkolonisierung“ aus. Den Studenten ihrer Uni würden von daher vor allem lateinamerikanische Werte vermittelt.
Zweiter Festredner war der kubanische Botschafter Orestes Pérez. Er bezeichnete Guevara als Vorbild im Kampf für Unabhängigkeit und Integration Lateinamerikas. „Mit der Einweihung dieses Denkmals verpflichten wir uns einmal mehr, dem Weg zu folgen, den Che uns gezeigt hat, um eine bessere Welt zu erreichen - ein Ziel, für das er sein Leben opferte“, so der Diplomat aus Kuba.
Der zweite Teil der Veranstaltung in Lanús war dem kubanischen Revolutionsführer Fidel Castro gewidmet, der am 13. August dieses Jahres 90 Jahre alt wird. Im Kinosaal der Universität wurden Sequenzen von Castros jüngster Rede beim Kongress der Kommunistischen Partei Kubas sowie die Dokumentation „Elogios de la Virtud“ des kubanischen Filmemachers Roberto Chile über das Leben des bärtigen Revolutionärs gezeigt.
„Mit der kubanischen Revolution hat Fidel ein neues Kapitel in der Geschichte Lateinamerikas aufgeschlagen, das seitdem nicht mehr dasselbe ist“, sagte Rektorin Jaramillo, deren Universität Castro vor zwei Jahren die Ehrendoktorwürde verliehen hat.
Botschafter Pérez gab bekannt, dass es im August anlässlich des runden Geburtstags der Revolutionsführers mehrere Veranstaltungen im Centro Cultural de la Cooperación (Buenos Aires, Av. Corrientes 1543) geben werde, die Kunstausstellungen wie Filmvorführungen umfassen.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Argentinier am Nordpol
Der Tag hätte nicht besser gewählt sein können: Am „Tag der Erde“ (22. April) haben acht wagemutige Argentinier ihr Ziel, den Nordpol, erreicht und steckten die argentinische Fahne in den Schnee. Vorausgegangen waren zehn strapaziöse Tage, während derer sie bei Durchschnittstemperaturen von Minus 25 Grad 120 Kilometer auf Skiern zurücklegten. Dabei ging es den Abenteurern unter Leitung des einstigen Armeegenerals Víctor Figueroa nicht allein um die sportliche Herausforderung in der schroffen Natur, sondern sie wollten mit ihrer Expedition auch auf die Gefahren des Klimawandels hinweisen. Dies fand die Unterstützung von Papst Franziskus, der der Gruppe einen Brief zukommen ließ. Darin lobte der Kirchenführer die Initiative, die dazu diene, das Bewusstsein für Umweltfragen zu schärfen. Begonnen hatte die von der Stiftung „Criteria“ finanzierte Unternehmung an der russischen Forschungsstation Barneo, wohin die Argentinier mit einem Hubschrauber gebracht worden waren. In Märschen von elf bis 15 Kilometer Länge näherten sie sich ihrem Ziel. Nach acht Stunden auf Skiern legten sie regelmäßig ihre Ruhepausen ein. „Als wir am Ziel ankamen, haben wir uns mächtig stolz gefühlt. Die Hälfte von uns hatte Tränen der Rührung in den Augen“, beschreibt Expeditionsleiter Figueroa die Stimmung.
Durchsuchungen bei Báez
Es war nicht zuletzt ein mediales Ereignis: Mit Live-Berichterstattungen informierten die hiesigen TV-Sender über die Durchsuchungen, mit denen die Justiz auf den Anwesen und Grundstücken des inhaftierten Bauunternehmers Lázaro Báez in Santa Cruz am Dienstag begann. „Wir sind gekommen, um 40 Immobilien zu untersuchen und haben festgestellt, dass es noch viel mehr gibt“, so Staatsanwalt Guillermo Marijuán, der persönlich aus Bue-nos Aires angereist war, um die Operation zu leiten. Fast 200 Beamte sind im Einsatz. Ein Ziel der Maßnahme ist, den Wert des Báez-Vermögens zu ermitteln sowie Luxusgüter und gegebenenfalls Bargeld zu konfiszieren. Die verschiedenen Viehfarmen, die zum Besitz des Bauunternehmers gehören, wurden der Justiz vom Kronzeugen Leonardo Fariña als mögliche Geldverstecke genannt. Doch schätzen die Beamten die Wahrscheinlichkeit, dort tatsächlich Bargeld zu finden, als eher gering ein. Schließlich zielen die Geldwäschevorwürfe gegen Báez vor allem darauf, dass dieser Geld illegal außer Landes gebracht haben soll. Gleichwohl sei man „von dem Luxus überrascht“, den man vorgefunden habe, so Marijuán. Dazu gehörte eine Halle voller hochwertiger Autos, die zum Besitz des Unternehmers gehören.
Rückschlag für „Uber“
Rückschlag für den Fahrdienstvermittler „Uber“. Die Justiz der Hauptstadt ordnete vor wenigen Tagen an, dass die Online-Anwendung der US-Firma zum Bestellen von Fahrdienstleistungen vorerst blockiert wird. Die Verfügung der zuständigen Richterin Claudia Alvaro bezieht sich auf das Stadtgebiet und gilt so lange, bis „Uber“ den in Buenos Aires geltenden rechtlichen Vorschriften zur Personenbeförderung Rechnung trägt. Die Richterin monierte beispielsweise, dass „Uber“-Fahrer nicht die nötigen Lizenzen besäßen, um Fahrgäste zu chauffieren. Letztere seien überdies nicht versichert bei etwaigen Personenschäden. „Uber“, so Alvaro weiter, stelle eine „Gefahr für die öffentliche Sicherheit“ dar, wenn es sich weiterhin staatlicher Kontrolle und Aufsicht entziehe.
Mai-Kundgebung schon heute
Der Gesetzgeber sieht den 1. Mai als „Tag der Arbeit“ vor – unabhängig davon, auf welchen Wochentag dieser fällt. Dass der Feiertag in diesem Jahr auf einen Sonntag fällt, ist natürlich nicht gerade arbeitnehmerfreundlich und den Gewerkschaften gar nicht recht. Sie entschieden von daher, bereits am heutigen Freitag eine Großkundgebung zu organisieren, die um 15 Uhr an der Kreuzung der Straßen „Peseo Colón“ und „Independencia“ beginnen soll. Darauf verständigten sich am Montag die Führer der drei Flügel des Gewerkschaftsdachverbandes CGT, Antonio Caló („CGT Alsina“), Hugo Moyano („CGT Azopardo“) und Luis Barrionuevo („CGT Azul y Blanco“). Sie wollen dabei ihrer Forderung nach einem Anti-Entlassungsgesetz Nachdruck verleihen. Des Weiteren wollen sie ihren Unmut über die Inflation und die Lohnsteuer, von der immer mehr Arbeitnehmer betroffen sind, zum Ausdruck bringen.
Tunnel-Autobahn geplant
Mit einem ehrgeizigen Straßenbauprojekt will die Stadtregierung von Buenos Aires den Verkehr im Bereich zwischen der Innenstadt und Puerto Madero nachhaltig entlasten. Geplant ist eine unterirdisch verlaufende Autobahn, die den Verkehr zwischen den Autobahnen „Illia“, „25 de Mayo“ und „Buenos Aires-La Plata“ besser miteinander verbinden soll. Der sechs Kilometer lange „Paseo del Bajo“ soll unter dem Bereich verlaufen, der sich zwischen den Straßen „Av. Alicia Moreau de Justo“ und „Av. Ing. Huergo“ bzw. „Av. Eduardo Madero“ befindet. Die Unterführung ist für Busse und Lkws. Autos sollen weiterhin oberirdisch auf den letztgenannten Straßen fahren, wobei der Bereich dazwischen, unter dem der Tunnel verläuft, mit Anpflanzungen von Bäumen und Pflanzen grüner gestaltet werden soll. Es ist vorgesehen, mit den Ausschreibungen bereits im Juli dieses Jahres zu beginnen. Mit den Bauarbeiten könnte dann nach den Planungen der Stadtregierung bereits im Dezember begonnen werden. Die Fertigstellung ist für 2019 anvisiert. Die Kosten werden mit 650 Millionen US-Dollar veranschlagt.
Haft für Hundetrainer
Ein Hund tötet ein Kleinkind, der Besitzer kommt ins Gefängnis: Ein Gericht in La Plata hat einen 49-jährigen Hundehalter am Montag wegen Totschlags zu acht Jahren Haft verurteilt. Einer seiner neun Pit Bull Terrier hatte vor zwei Jahren auf der Straße ein zweijähriges Kind totgebissen. Der Hund war von dem Besitzer ohne Maulkorb an ein altes verlassenes Auto gebunden worden, das die Kinder der Ortschaft Alejandro Korn (Provinz Buenos Aires) als Spielhaus benutzten. (AT/mc/dpa/jk)
Meinung
Entlassungsschutz
Als Erbe der zwölfeinhalbjährigen Kirchnerregierungen, insbesondere der zweiten und letzten Amtszeit von Cristina Elisabet Fernández de Kirchner, obwaltet derzeit eine Rezession mit Inflation in der argentinischen Wirtschaft, in deren Folge Entlassungen von Arbeitnehmern stattfinden. Das trifft ebenso Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber die Soziallasten zahlen wie Schwarzarbeiter, deren Arbeitgeber darauf verzichten und von den Steuerämtern nicht erfasst werden. Hinzu kommen Entlassungen überflüssiger Beamter, darunter Mitglieder der vom Präsidentensohn Máximo Kirchner informell geleiteten Organisation „La Cámpora“, deren Name an den früheren Vorsitzenden der Deputiertenkammer in Zeiten der ersten zwei Amtszeiten des Präsidenten Generalleutnant Juan Domingo Perón erinnert, ebenso an den kurzfristigen Interimspräsidenten gleichen Namens, der von der Justiz verurteilte Terroristen illegal auf freien Fuß setzte, womit der damalige Terrorismus Auftrieb erhielt und zahllose Menschenleben kostete. Die Verbindung des Namens „La Cámpora“ mit dem Terrorismus ist unverkennbar.
Um angeblich weitere Entlassungen im privaten Bereich und im Staat zu verhindern, bemühen sich derzeit Oppositionsparlamentarier, ein Gesetzesprojekt in beiden Kongresskammern durchzupeitschen, das Entlassungen im Privatbereich und im Staat rückwirkend ab 1. März 2016 bis Ende 2017 verbieten soll und die Entlassungsentschädigungen verdoppelt. Ähnliche Gesetze waren während der Wirtschaftskrise von 2001 und 2002 in Kraft getreten. Die Krise hatte die Zwangskonversion des Peso und des Dollar eins zu eins, falsch genannt „Konvertibilität“, außer Kraft gesetzt und in der Folge eine Abwertung von eins bis vorübergehend vier und dann drei Pesos je Dollar bewirkt, die wiederum die Wirtschaftskrise mit Rezession und Arbeitslosigkeit zur Folge hatte. Das Entlassungsverbot hatte zur Folge, dass kaum Einstellungen von Arbeitnehmern stattfanden, was wiederum die Krise vertiefte.
All diese bösen Erfahrungen sind offenbar vergessen worden, indem im Kongress jetzt dafür geworben wird, abermals Entlassungen zu verbieten. Das würde wie damals vor anderthalb Jahrzehnten dazu führen, dass keine Einstellungen von Arbeitnehmern stattfinden würden, also genau das Gegenteil der Politik der Macriregierung, die Konjunktur wieder in Schwung zu bringen und damit Neueinstellungen zu ermöglichen.
Präsident Mauricio Macri hat bereits mitgeteilt, dass er ein solches Gesetz mit seinem Veto zunichte machen wird, damit das heikle Thema sich von selbst erledigt, wenn es der Regierung gelingt, ihre Ziele zu verwirklichen, die Inflation zu bekämpfen und für einen Aufschwung der Wirtschaft im zweiten Halbjahr 2016 zu sorgen, was freilich abzuwarten bleibt, solange die monatliche zweistellige Inflation andauert. Unterdessen hat sich die unter den Kirchners obwaltende Einstellung der Arbeitgeber, hohe zweistellige Gehalts- und Lohnzulagen der Gesamtarbeitsverträge (Spanisch genannt „paritarias“) geändert, die die obwaltende Inflation beflügelt und die Bemühungen der Regierung unterwandert, die Inflation zu bremsen. Nur wenn es der Regierung gelingt, die Inflation zu senken und die Wirtschaft mit Neuinvestitionen in Schwung zu bringen, geht die Rechnung auf. Hierfür müssen auch argentinische Dollarsparer bewogen werden, ihre Auslandsguthaben heimzubringen und produktiv einzusetzen, was vorerst abzuwarten ist.
Meinung
Barack Obama, der Mutmacher
Von Martin Bialecki
Es war das allereindeutigste Bekenntnis zu Europa, das Barack Obama jemals abgelegt hat. Nie zuvor hat der US-Präsident die gemein-samen Werte so betont, die Europäische Union so als Modell gelobt, die Europäer so beschworen. Ja, schwere Zeiten seien das, voller Herausforderungen. Der Kontinent rückt nach rechts, seine Wirtschaft lahmt, die Gemeinsamkeiten schwinden. Aber das Vermächtnis, das Obama am Montag in Hannover hinterließ, kann eindeutiger nicht sein.
„Die USA und die ganze Welt brauchen ein starkes, ein vereintes Europa. Ein friedliches, pluralistisches Europa“, ruft Obama. Dieser Kontinent sei einer des ständigen Krieges gewesen, und nun? Ja, es gebe Bedrohungen. Aber: „Erinnert Euch an das, was Ihr alles erreicht habt!“
Die EU: eine der größten politischen Errungenschaften der Gegenwart. Ein einiges Europa: von vitalem Interesse für die Weltordnung. Hohe Bilder wählt Obama. Schmeichelt dem deutschen Volk, nochmals lobt er die Kanzlerin. Der US-Amerikaner beschwört Europa in einem Pathos, das der Pokerface-Europäerin Angela Merkel vollkommen wesensfremd ist.
Woher die Wucht dieses Bekenntnisses?
Barack Obama war in den gut sieben Jahren seiner Präsidentschaft nie speziell interessiert an diesem Teil der Welt. Er war gewiss nie gegen Eu-ropa oder die EU, fand aber Asien schlicht spannender. Wichtiger, interessanter, prosperierender.
Nun, sozusagen im Winter seiner zwei Amtszeiten, in Zeiten des internationalen Terrorismus und historischer Völkerwanderungen, da dürfte dem Präsidenten klar geworden sein, wie sehr der Westen zusammenhalten muss, wenn nicht alles den Bach runtergehen soll. Der späte Barack Obama will den einen Westen - nicht viele kleine.
Und so zählt er einige Probleme auf. Fremdenhass, Unsicherheit, Intoleranz, Armut, Seuchen - all das lasse sich besser gemeinsam angehen. Der Terror sei im Herzen des Kontinents angekommen, an seinen Arbeitsplätzen, in seinen Cafés und Flughäfen. „Dies ist ein entscheidender Moment in der Geschichte“, mahnt Obama.
Von Anbeginn an hat Obama Wert darauf gelegt, dass die USA nicht mehr alles alleine machen können und wollen und zog, unter anderem, die Truppen aus dem Irak und Afghanistan ab. Obama nahm dem Weltpolizisten USA sozusagen die Mütze ab. Nur hat diese Rolle, die dann auf möglichst viele Schultern verteilt werden sollte, bisher niemand anderes angenommen.
Das ist zum einen ein gewaltiges Problem, zum anderen wird es Obama selbst zum Vorwurf gemacht. Also wirbt er. Wiederholt seine Mahnungen, fordert mehr Geld für Verteidigung, lobt die Kraft der Institutionen, der Vereinten Nationen, der Nato.
Die Hinwendung zu Asien war in der Konsequenz weniger eine Abwendung der USA von Europa denn eine vom Nahen Osten. Die Probleme dort sind indes so gewaltig, dass die Europäer sie nicht nur nicht alleine lösen können, sondern in der Form Hunderttausender Flüchtlinge auch am unmittelbarsten mitbekommen. Merkel hatte das am Sonntag sehr offen gesagt.
Fast beiläufig bestätigt der Präsident am Montag, dass die USA 250 Soldaten mehr nach Syrien schicken wollen. Seine Strategen halten die Zusammenarbeit der „Special Forces“ vor Ort für so erfolgreich, dass sie ausgebaut werden soll. Ja, das seien Kampftruppen. Nein, kämpfen sollten sie nicht, nur unterstützen. Und lehren.
Obama möchte unbedingt Optimismus verbreiten. Schon sein Auftritt in London war bemerkenswert, kraftvoll und laut sein Aufruf für einen Verbleib Großbritanniens in der EU. In Deutschland mahnt der Präsident der letzten Supermacht zu Gemeinsamkeit, Multilateralismus, kollektiven Lösungen. Keine Alleingänge, kein Isolationismus, keine Spaltereien. Wie mächtig mag diese Botschaft in seinem letzten Amtsjahr sein? (dpa)
Meinung
Randglossen
Die korrupten Geschäfte des Bauunternehmers Lázaro Báez in der Provinz Santa Cruz kommen neuerdings ans Tageslicht in einem Ausmaß, das bisher unbekannt war. Báez wurde vom Bundesrichter Sebastián Casanello im Gefängnis von Ezeiza inhaftiert. Báez und sein Sohn Martín besitzen zahlreiche teure Kraftwagen, die sich in einer seiner fast zwei Dutzend Estancias in der Provinz befanden. Báez hatte zudem elektrische Leitungen zu seinen Estancias legen lassen, die er einer Nachbarin verweigerte, weil sie ihr Anwesen nicht an ihn verkaufen wollte. Mit Überpreisen für seine Bauten hatte die Provinzregierung Báez Gewinne verschafft, alles auf Geheiß des Kirchnerehepaars. Der Korruptionsfall zielt somit auf die krummen Geschäfte von Néstor und Cristina Elisabet Kirchner dank deren Freund Báez. Die Justiz hat nun das Wort.
Zwölfeinhalb Jahre Kirchnerregierungen haben zur Folge gehabt, dass der Staat über hunderttausend überflüssige Beamte eingestellt hat, die die Staatsausgaben belasten und die Inflation schüren. Viele Angestellte, die ihr Gehalt kassieren, aber nicht arbeiten - sogenannte „Ñoquis“ - wurden teilweise bereits entlassen. Um Arbeitsplätze zu schaffen, ist es Präsident Mauricio Macri eingefallen, den Inlands- und Auslandstourismus zu fördern, als ob Hotels und andere Einrichtungen fehlen würden, was keinesfalls zutrifft. Private Hotels und andere Gaststätten sowie ebenso private Agenturen fördern längst den Fremdenverkehr und Inlandstourismus, hat doch Argentinien mehrere sehenswerte Landschaften wie die Wasserfälle von Iguazú in Misiones und der Gletscher Perito Moreno in Santa Cruz.
Die AFA, der argentinische Fußballverband, hat etwas geschaffen, was es im Fußball eigentlich gar nicht geben kann: Punktspiele zwischen Mannschaften, die gar nicht in derselben Liga spielen. Was für normal denkende Fußballinteressierte wie die Quadratur des Kreises klingt, ist im Land des Vizeweltmeisters am vergangenen Wochenende Realität geworden: Beim Spieltag der „Clásicos“ spielten nur Teams gegeneinander, die in verschiedenen Staffeln spielen: Boca gegen River, Racing gegen Independiente oder Gimnasia gegen Estudiantes La Plata, um nur drei Beispiele zu nennen. Tore gab es bei diesen erwähnten Derbys nicht. Das zumindest passt zum Null-Niveau der Spielplanmacher. Aber im Winter kehrt nach der „Übergangsspielzeit“ mit zwei 15er-Staffeln die argentinische Fußball-Normalität zurück: Die „Monster-Liga“ mit 30 Mannschaften. Auch dies sucht weltweit seinesgleichen.
Blau, blau, blau blüht in Österreich nicht mehr nur der Enzian, auch die Hoffnung der Bevölkerung scheint Blau zu sein. Bei der Bundespräsidentenwahl am Sonntag schaffte die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) einen Erdrutschsieg. Ihr Kandidat Norbert Hofer gewann den ersten Wahlgang klar mit 35, 5 Prozent. Das Resultat, das die Wut der Wähler widerspiegelt, mag für Viele erschreckend und überraschend sein, vor allem für die amtierende „Rot-Schwarz“-Koalition, doch die Wahlergebnisse aus der Alpenrepublik zeigen: In Europa sind die Rechtspopulisten auf dem Vormarsch. Ob es den Wählern um eine Abrechnung mit dem bestehenden politischen System ging oder ob sich die Österreicher wirklich ein „blaues Wunder“ erhoffen, wird sich bei der Stichwahl am 22. Mai zeigen. Doch schon jetzt ist für die traditionellen Großparteien SPÖ und ÖVP klar: ihre Zeit ist vorbei.
Wirtschaft
Zahlung an Holdouts; u$s 9,35 Mrd.
Am Freitag der Vorwoche zahlte die argentinische Regierung u$s 9,352 Mrd. an die Holdouts, mit denen insgesamt 220 Abkommen abgeschlossen wurden. Die Zahlung erfolgte in zwei Etappen: Als erstes wurden u$s 6,252 Mrd. an die Inhaber von Bonds gezahlt, die ein Gerichtsurteil zu ihren Gunsten in New York haben, die als Geierfonds bezeichnet wurden, weil sie angeblich die argentinischen Bonds vor der Umschuldung des Jahres 2005 auf dem Sekundärmarkt zu Schleuderpreisen gekauft haben. Eben wie die Geier, die tote Tiere fressen.
Von dieser Gruppe von Bondsinhabern haben einige die Regierungsofferte vor dem 29. Februar angenommen, als die Regierung einen Schnitt von 30% angeboten hatte. Darunter fallen Elliot Management (von Paul Singer), Aurelius Capital, Davidson, Kempner & Bracebridge Capital, EM Ltd, Montreux Partners und Capital Markets Financial Services. Die verbleibenden Holdouts, die erst nach dem 29. Februar dem Regierungsangebot zugestimmt haben, die u$s 3,1 Mrd. ausmachen, werden über einen Treuhandfonds ausgezahlt, der von der Bank of New York Mellon (BoNY) verwaltet wird. Auch die europäischen Bondsinhaber, die der Italiener Nicola Stock vertritt, dem die argentinische Regierung eine Zahlung von u$s 1,35 Mrd. zugesagt hat, werden über diesen Treuhandfonds bezahlt.
Diese Zahlungen umfassen 98% der gesamten Summe, um die es bei der Umschuldung von 2005 ging. Minister Alfonso Prat Gay erklärte, der Abschlag erreichte 27% beim Kapital und 40% bei den Zinsen. Der Unterstaatssekretär für Finanzen, Santiago Bausili erklärte, jetzt wurden zunächst u$s 7,2 Mrd. den ZB-Reserven einverleibt. Er wies jedoch darauf hin, dass unmittelbar u$s 3 Mrd. an Zinsen auf die umgeschuldeten Bonds gezahlt werden müssen, bei denen Richter Griesa die Zahlungen ab Juli 2014 wegen der Pari-passu-Klausel verboten hat. Somit verbleiben zunächst als zusätzliche ZB-Reserven u$s 4 Mrd.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,52 gegen $ 14,68 am Mittwoch zuvor, und um 8,28% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 34,74 Mrd. gegen $ 29,44 Mrd. in der Vorwoche. Die Zunahme beruht auf dem Restbetrag der Unterbringung von Bonds für u$s 16,5 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.16 bei $ 14,9 zum 30.09.16 bei $ 15,89, zum 30.12 bei $ 16,78 und zum 24.2.17 bei $ 17,40. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 27,44%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,74 für den Ankauf gegen $ 14,92 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 0,96% und liegt 17,70% im Plus gegenüber Ende 2015.
***
Par-Bonds in Pesos notierten unverändert gegenüber vergangener Woche. Discount-Bonds in Pesos lagen gegenüber vergangener Woche im Minus mit 2,53%. Boden 2024 gewannen 5,91% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 13,93% im Minus gegenüber der vergangenen Woche.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 312,28 (Vorwoche $ 317,67) und bei 24 Karat um $ 446,11 (Vorwoche $ 453,81) gehandelt.
***
Die monetäre Expansion verbleibt unter Kontrolle. Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 22.4.16 um 25,83%, nach einer Abnahme von 2,99% in einem Monat und von 9,38% in diesem Jahr. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 26,12%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 22.4.16 um 25,86% auf $ 1,26 Bio., die gesamten Kredite in Pesos nahmen gleichzeitig um 30,94% auf $ 853,49 Mio. zu. Die Depositen in Dollar stiegen in 12 Monaten zum 22.4.16 um 50,08% auf u$s 14,23 Mrd., und die Kredite in Dollar um 15,07% auf u$s 4,70 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 67,7% der Depositen ausmachen, sind es im Dollarbereich nur 33%. Seit dem Regierungswechsel nimmt das Interesse für Dollardepositen zu, weil nicht mehr befürchtet wird, dass diese Depositen wieder zu einem willkürlichen Kurs in Pesos umgewandelt und/oder eingefroren werden.
***
Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsinstitutes FIEL ergibt für März 2016 ein Minus von 1,8% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat. Gegenüber Februar 2016 weist der Index eine Zunahme von 16% aus, die jedoch bei Saisonbereinigung auf 0,3% sinkt.
***
Das Amt für öffentliche Einnahmen, AFIP, hat Bundesrichter Sebastián Casanello einen Bericht übermittelt, der sich auf das Verhalten des ehemaligen AFIP-Direktors Ricardo Echegaray (bis zum 10.12.15) bezieht, der heute Vorsitzender des vom Parlament abhängigen Kontrollamtes „Auditoría General de la Nación“ ist. Der Bericht bezieht sich auf den jetzt eingehend untersuchten K-Unternehmer Lázaro Báez. Es handelt sich um gefälschte Rechnungen für über $ 16 Mio. (damals ca. u$s 3 Mio.), die die Báez-Firma „Austral Construcciones“ verwendet hat, um Steuern zu hinterziehen und flüssige Mittel zu schaffen, die dann an die Kirchners übertragen wurden. Die AFIP-Agentur in Bahía Blanca hatte das Verbrechen aufgedeckt, und untersuchte den Fall eingehend, als Echegaray diese Agentur auflöste, womit die Untersuchung aufhörte. Die AFIP hatte dem Richter, bei dem dies von der Deputierten Elisa Carrió u.a. angezeigt worden war, nicht über den Fall berichtet, wie es hätte sein sollen. Echegaray dürfte auch in einem anderen Fall Probleme mit der Justiz haben, nämlich bei der Gewährung von Zahlungsfristen an den K-Unternehmer Cristóbal López, dessen Unternehmen Oil Combustibles einen Betrag von $ 8 Mrd. einbehalten hatte, den es als Brennstoffsteuer für Rechnung der AFIP kassiert und nicht abgeliefert hatte. Dieses Geld gehörte der Firma Oil nicht, so dass die Zahlung in Raten, die Echegaray gewährt hat, nicht zulässig war.
***
Der ehemalige Inhaber des Fernsehkanals C5N, Daniel Haddad, hat Cristóbal López, dem er den Kanal seinerzeit für ca. u$s 50 Mio. verkauft hat, über dessen Partner Fabián de Souza, angeboten, den Kanal C5N, sowie den Rundfunksender Radio 10 und zwei FM-Rundfunksender für u$s 22 Mio. zu kaufen. Die Regierung will, dass C. López die $ 8 Mrd. zurückgibt, die er über sein Unternehmen Oil Combusibles illegal einbehalten hatte, und hat ihn in diesem Fall schon vor Gericht angezeigt. Somit braucht C. López Geld. Angeblich ist er bereit, an Haddad zu verkaufen, aber zu einem höheren Preis. C5N verteidigt heute in extremer Form die Regierung von CFK, von der López und auch einzelne Journalisten, wie Roberto Navarro, viel Geld erhalten haben. Dieser soll schon $ 11 Mio. kassiert haben.
***
Der Senat hat am Mittwoch mit überwältigender Mehrheit (48 gegen 16 Stimmen) das Gesetzesprojekt angenommen, das den Beschäftigungsnotstand erklärt und Entlassungen für 180 Tage im öffentlichen und privaten Bdeeich verbietet. Wenn ein Arbeitnehmer dennoch entlassen wird, erhält er eine doppelte Entschädigung. Jetzt muss das Projekt noch von der Deputiertenkammer behandelt werden, wo es voraussichtlich auch genehmigt wird. Präsident Macri sagte, er werde dann ein Veto einlegen, aber es ist nicht sicher, ob er es tut.
***
Die ZB hat die Zahlungen an Importeure freigegeben, die unter der Regierung von CFK vertagt und dann unter Macri nur schrittweise erlaubt wurden. Es waren ursprünglich ca. u$s 5 Mrd., von denen jetzt noch bis zu u$s 1,5 Mrd. übrig blieben. Mit dem Saldo, der bei der Unterbringung neuer Bonds verbleibt, der die ZB-Reserven erhöht, stellt diese Zahlung kein Problem dar. Auf diese Weise soll u.a. verhindert werden, dass der Wechselkurs zum Dollar weiter fällt. Es ist ein weiter Schritt bei der Abschaffung der Devisenbewirtschaftung.
***
Die Banco Hipotecario hat in einer Auktion das Gebäude der Regierung der Stadt Buenos Aires, genannt „Edificio del Plata“ gekauft, das einen halben Block auf den Strassen Carlos Pellegrini, Sarmiento, Pasaje Carabelas und Presidente Perón umfasst und 42.256 qm bedeckt. Der Preis betrug u$s 68,11 Mio. Dollar. Die Bank, die von Eduardo Elsztain kontrolliert wird, wobei auch der Nationalstaat an ihr beteiligt ist, will ihren Hauptsitz dorthin verlegen. Die Stadtregierung hat inzwischen ein neues hochmodernes Gebäude im Stadtteil Parque Patricios, und hat somit auch freien Platz im alten Gebäude, auf der Plaza de Mayo, geschaffen. Das jetzt verkaufte Gebäude war somit nicht mehr notwendig.
***
Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat sich die Zahl der Industrieparks landesweit verdoppelt, aber in der Provinz Buenos Aires verdreifacht. 80% der Gemeinden der Provinz zählen entweder mit Industrieparks oder mit Gruppen von Industrieunternehmen, die auf bestimmten Gebieten zusammen arbeiten. Die Industrieparks bieten mehrere Vorteile, wie die sichere Versorgung mit Strom, Wasser und Gas, ebenfalls Überwachung, und dann auch guten Zugang zum Verkehrsnetz.
***
Mit der jüngsten Erhöhung des Gaspreises, liegt dieser jetzt zwischen u$s 5 und u$s 6 pro Mio. BTU („British termic units“, der Einheit, mit der Gas gemessen wird). In den USA sind es nur u$s 2 pro Mio. BTU. Die stellt ein schwieriges Problem für die lokale Petrochemie dar, die jetzt international nicht mit der USA konkurrieren kann, und auch Importe von billigeren Produkten befürchtet. Der Wirtschaftler Miguel Bein hat berechnet, dass Familien und Unternehmen jetzt pro Jahr u$s 3,5 Mrd. zusätzlich für Gas bezahlen. Ein Drittel davon geht an das Schatzamt, zwei Drittel an die Gasproduzenten, die dadruch angeregt werden, Investitionen für Forschung und neue Bohrungen in Gang zu setzen. Auf diese Weise sollen die sehr teuren Importe von verflüssigtem Gas verringert werden.
***
Die Gewerkschaft der Bankangestellten hat gegenüber den drei Bankenverbänden (Abbapra, ABA und Adeba) eine Gehaltserhöhung von 33% ab 1. Januar 2016 durchgesetzt, plus Aufhebung der Kündigungen von Angestellten der ZB und der BAPRO. Ausserdem enthält der Gesamtarbeitsvertrag eine Klausel, gemäss der bei einer Jahresinflation, die 33% übersteigt, die Verhandlungen wieder aufgenommen werden. Was in der Praxis bedeutet, dass dies bestimmt der Fall sein wird. Das Mindestgehalt beträgt jetzt $ 20.517,57. Der zweitägige Streik wurde daraufhin auf den Donnerstag der Vorwoche beschränkt. Die Banken wiesen im 1. Quartal als Folge der Abwertung und der hohen Lebac-Zinsen einen sehr hohen Gewinn aus, was sie bei der Gehaltsverhandlung geschwächt hat. Auch wenn die Banken die Erhöhung zahlen können, auch weil sie dank der Informatik zunehmend Arbeitsplätze sparen, hat diese Erhöhungen einen allgemeinen Demonstrationseffekt, der der Lohnpreisspirale Auftrieb verleiht.
***
Die Gewerkschaft der Speiseölindustrie hat gegenüber den drei Unternehmerverbänden (Ciara, Ciavec und Carbio) eine Lohnerhöhung von 38% ab 1. April 2016 vereinbart, so dass der Anfangslohn für den nicht qualifizierten Arbeiter jetzt $ 19,690 beträgt. Für die höheren Kategorien steigt der Anfangslohn auf jeweils $ 21.282, $ 23.218 und $ 25.349. Zu diesen Summen kommen dann noch 1% pro Arbeitsjahr und der Zusatz von 18% für einen dritten Turnus in Folge und von 30% für einen vierten.
***
Der Staatssekretär für informatische Technologie, Héctor Huici, erklärte, die Regierung studiere die Möglichkeit, einen privaten Kapitalbeitrag beim staatlichen Unternehmen Arsat zu erreichen, das einen Fernverbindungsatelliten und ein optisches Kabelnetz betreibt. Das Gesetz der Schaffung des Unternehmens sieht einen privaten Beitrag von bis zu 49% vor. Ein privater Kapitalzuschuss würde die Staatskasse bei der Finanzierung der Erweiterung der Tätigkeit von Arsat erleichtern.
***
Das Statistische Amt (INDEC) kündigte eine Normalisierung der Bekanntgabe der üblichen Statistiken im 2. Halbjahr 2016 an. Am 15. Juni wird der Index der Konsumentenpreise bekanntgegeben, am 23. August die Daten über Arbeitslosigkeit u.a., und am 28. September die Daten über Armut und Elend.
***
Das Sanitätsamt des Landwirtschaftsministeriums, SENASA, hat ermittelt, dass die Daten über Impfung gegen Maul- und Klauenseuche ergeben haben, dass der landesweite Rinderbestand zum 31. Mätz 2016 52,64 Mio. Tiere betrug, 1,2 Mio. mehr als ein Jahr zuvor, was eine Zunahme von 2,3% darstellt. Der Rinderbestand ist der höchste seit 2010, als er auf 48,3 Mio. Rinder gesunken war. Seither sind es ca. 10% mehr. Vorher, ab 2006, hatte sich der Besdtand um ca. 10 Mio. Tiere verringert. Die Zahl der Kühe stieg in einem Jahr zum 31.3.16 um 1,95%, was ein klarer Hinweis auf eine weiter zunehmende Zahl von Rindern ist.
***
Der Direktor des landwirtschaftlichen Sanitätsdienstes Senasa, Jorge Dillon, erklärte, dass Argentinien voraussichtlich im zweiten Halbjahr 2016 wieder gekühltes und gefrorenes Rindfleisch nach den USA exportieren könne. Obwohl das Verbot, das seit 2001 galt, schon im September 2015 aufgehoben wurde, gab es Verzögerungen bei den Kontrollen, die die US-Behörden fordern. Die freundlichen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, die Präsident Macri hergestellt hat, erleichtern die notwendigen Amtswege in den USA.
***
Präsident Mauricio Macri kündigte am Montag das Programm für die Förderung der Beschäftigung von Menschen zwischen 18 und 24 Jahren an. Der Staat übernimmt dabei einen Teil der Beiträge zum Gesundheitsinstitut für Rentner PAMI und zu den Arbeitsrisikoversicherungen (ART). Diese Subvention gilt für drei Jahre, ist aber in dieser Periode abnehmend. Das Gesetz soll für ein Jahr gelten, kann aber verlängert werden. Unternehmen mit bis zu 200 Arbeitnehmern werden mehr sparen als grössere. In den 10 Provinzen des Nordens soll die Subvention auch für Personen gelten, die über 24 Jahre alt sind. Der Text des Gesetzesprojektes wurde nicht bekanntgegeben.
***
Transportminister Guillermo Dietrich kündigte am Montag ein Programm für den Bau von Autobahnen und Überlandstrassen für $ 100 Mio. an. Es handelt sich hier um einen Teil des föderalen Strassenbauprogramms 2016/19, das 12.800 km Autobahnen und 4.000 km sicherer Überlandstrassen vorsieht. Ausserdem sollen 11.400 km bestehender Strassen erneuert werden. In den nächsten Tagen sollen zwei Strecken der Strasse 7 (Buenos Aires bis Mendoza) erneuert werden.
***
Der Direktor der Frachteisenbahn Belgrano Cargas, Ezequiel Lemos, erklärte, 2015 sei das schlechteste Jahr der Geschichte bezüglich Verwendung dieser Eisenbahn gewesen, die Investitionen von u$s 4,4 Mrd. Dollar bedürfe. Vor drei Jahrzehnten wurde noch ein grosser Teil der Waren des argentinischen Nordens, wie Zucker, Tabak, Zitrusobst und Baumwolle, mit der Belgrano-Bahn nach Buenos Aires befördert. Heute hat der Lastwagen dies übernommen, obwohl der Transport hier pro Tonnenkilometer viel teurer als bei der Eisenbahn ist. Die Macri-Regierung hat noch kein konkretes Programm für die Erneuerung von Schienen und die Ausstattung mit Lokomotiven und Waggons für diese Eisenbahn bekanntgegeben. Die Belgrano-Bahn ist die einzige der Grundstrecken, die Anfang der 90er Jahre privatisiert wurden, bei denen dies gescheitert ist.
***
Das Unternehmen Aluar, der einzige Aluminiumproduzent Argentiniens, mit Fabrik in Puerto Madryn, Provinz Chubut, hat den Preis für Aluminium um 6% gesenkt. Im Laufe dieses Jahres beträgt die Preisabnahme insgesamt 12%.
***
Die Beschäftigungslage ist seit Februar 2012 mit 6,10 Mio. Arbeitnehmern mit Sozialabgaben bis Februar dieses Jahres, mit 6,24 Mio., stabil geblieben. Wie Kabinettschef Marcos Peña versicherte, basiere dies auf Daten der ANSeS. Die Zahlen schliessen weder Schwarzarbeiter noch Selbstständige ein, weshalb sie eine relative Bedetung haben.
***
Kleine Steuerzahler - gemeint sind hier mikro und kleine Unternehmer - mit Jahresumsätzen von bis zu $ 50 Mio., haben jetzt die Möglichkeit, unter vier Zahlungsaufschubsmodellen zu wählen. Diese Pläne beziehen sich auf entweder auf Steuerschulden oder auf säumige Rentenversicherungsbeiträge. Der entsprechende Beschluss von der Steuerbehörde AFIP trägt die Nummer 3870.
***
Wie der Vorsitzender der Rentenversicherung Anses, Emilio Basavilbaso, versicherte, zahlt seine Behörde noch im Laufe dieses Jahres 500.000 anhängige Prozesse von Rentnern aus, die wegen ungenauer Berechnungen gegen Anses geklagt haben. Weitere 300.000 Prozesse müssen noch bearbeitet werden. Die Möglichkeit, dass sich die Rentenversicherung von Aktien, die sich in ihrem Besitz befinden, trennt, führte zum Wochenanfang zu einem kräftigen Minus im Aktienmarkt.
***
Zum Wochenanfang nahm in Brasilia die seit fünf Jahren untätige argentinisch-brasilianische Kommission für Produktion und Handel wieder Verhandlungen auf. Beide Länder versprechen sich dadurch, eine neue Dynamik der gemeinsamen Beziehungen und die Erarbeitung einer erweiterten aussenwirtschaflichen Agenda mit Blick auf den Mercosur. Für den argentinischen Produktionsminister Francisco Cabrera sei der starke Rückgang der brasilianischen Wirtschaftsleistung ein schwerwiegendes Problem. Denn 52% der argentinischen Industrieexporte gehen in den brasilianischen Markt. Die argentinischen Ausfuhren sind von einem Rekord i.H. von u$s 39,6 Mrd. im Jahr 2011 auf u$s 16,9 Mrd. im letzten Jahr zurück gefallen. Im ersten Quartal 2016 sind die Exporte Argentiniens ins Nachbarland bereits um 27,9% gefallen. Fast die Hälfte des gemeinsamen Handels beruht auf die Automobilindustrie. Die argentinischen Exporte aus diesem Bereich sind in den ersten drei Monaten des laufenden Jahres um innerjährlich 42% gefallen, während die allgemeinen brasilianischen Ausfuhren nach Argentinien einen Zuwachs von 50% erreichten.
***
Die ZB erhielt bei der Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 58,58 Mrd., von denen $ 54,49 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig bestehende Lebac-Wechsel für $ 55,54 Mrd. verfielen, nahm der Bestand um $ 1,05 Mrd. ab. Das hat laut ZB zu einer Expansion der monetären Basis von $ 3,71 Mrd. geführt. Die Zinsen verblieben hoch: 35% bei 35 Tagen, 35,91% bei 63 Tagen, 34% bei 98 Tagen, 31,75% bei 119 Tagen, 31,24% bei 147 und 203 Tagen, und 31,5% bei 252 Tagen. Für Lebac in Dollar betrugen die Offerten u$s 389 Mio., die alle angenommen wurden, Die Zinsen betrugen 0,9%.
***
Im 1. Quartal 2016 lagen die Energieimporte, im Wesen von Brennstoffen, aber auch von elektrischem Strom, in Mengen um 39% über dem Vorjahr, in Werten wegen des Preisrückgangs von durchschnittlich 40% um 16% niedriger. Es waren dieses Jahr $ 877 Mio., gegen $ 1.047 Mio. im Vorjahr. Der Import bezieht sich auf Rohöl, Benzin, Gas und elektrischen Strom, der im Februar wegen der hitzebedingten hohen Nachfrage importiert werden musste, weil die lokale Versorgung nicht ausreichte. Der Export von Rohöl und Erdölprodukten ging um 44% zurück, wegen einer um 25% geringeren Menge und um 26% niedrigeren Preisen.
***
Der Weltbankdirektor für Argentinien, Paraguay und Uruguay, Jesko Hentschel, erklärte am Dienstag, die Bank werde neue Kredite für Argentinien in Höhe von u$s 2 Mrd. unmittelbar genehmigen, die im Fiskaljahr abgehoben werden können, das am 1. Juli 2016 beginnt. Hentschel sagte auch, die Bank haben schon u$s 6 Mrd. für Argentinien bereitgestellt, von denen u$s 2,64 Mrd. sofort abgehoben werden können.
***
Joao Pecego, Präsident der Gruppe Brasilien, erklärte anlässlich einer Tagung in der brasilianischen Botschaft in Argentinien, dass in Argentinien schon über 60 brasilianische Unternehmen tätig seien, die 33.000 Personen beschäftigen. Er schätzte, dass diese Unternehmen 2016 Investitionen für $ 7,5 Mrd. vollziehen werden.
***
Das Finanzministerium hat mitgeteilt, dass ab heute (Freitag) die ausstehenden Zahlungen an die Inhaber von 2005 und 2010 umgeschuldeten Staatsbonds erfolgen werde. Insgesamt handelt es sich um einen Betrag von u$s 2,4 Mrd. Am Freitag der Vorwoche hat die argentinische Regierung schon u$s 9,3 Mrd. an Holdouts gezahlt, die das Angebot der argentinischen Behörden angenommen haben.
***
Ein Inhaber von 2005 umgeschuldeter Staatsbonds namens Mohammad Ladjevardian, der die Titel 2002 gekauft hatte, hat Klage vor dem New Yorker Richter Thomas Griesa eingereicht, weil er durch die jüngste Zahlung an die Holdouts betrogen worden sei, da diesen mehr gezahlt wurde als ihm. Da die RUFO-Klausel („right upon future offers“) jedoch Ende 2015 abgelaufen ist, haben die Inhaber umgeschuldeter Bonds kein Recht auf eine Forderung dieser Art. Es wird daher vorweggenommen, dass Griesa der Klage nicht stattgibt. Hingegen ist der Fall von 13 argentinischen Holdouts, die die sogenannte „Varela-Gruppe“ bilden, und des Fonds Greylock, die beide das Angebot der Regierung nicht angenommen haben, anders. Sie können ein Zahlungsangebot annehmen, das Minister Prat Gay für sie offen lässt, oder auf volle Zahlung klagen.
***
Präsidenty Macri gab am Dienstag einen nationalen Tourismusplan bekannt, der sich auf direkte un indikete Investitionen von $ 11,7 Mrd. bezieht und bis 2020 300.000 Arbeitsplätze schaffen soll.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat einen Plan für die Vermeidung oder Linderung der Folgen bei den periodischen Überschwemmungen der Provinz angekündigt. Für diesen Zweck sind $ 15 Mrd. vorgesehen, wobei der Betrag auf $ 22 Mrd. steigen könnte. Die grössten Objekte beziehen sich auf die Flüsse Luján und Salado. Die Investition, um den Luján-Fluss gerader zu machen und zu vertiefen, eventuell auch Reservoire zu schaffen, wurde auf $ 5,1 Mrd. veranschlagt. Frau Vidal sagte, es gäbe kein Projekt für dies, so dass man von Null anfangen müsse, und die Arbeiten erst 2017 beginnen würden. Beim Salado-Fluss wurde ein grosser Teil der Arbeiten schon vollzogen, so dass es jetzt um die 4. Etappe geht, für die $ 1,2 Mrd. vorgesehen sind. Schliesslich kommen noch die Flüsse Reconquista ($ 3 Mrd.) und Matanza-Riachuelo ($ 868 Mio.) hinzu, die Vororte der Bundeshauptstadt betreffen.
***
Die Regierung der Provinz Mendoza hat bekanntgegeben, dass die brasilianische Vale, das Kaliumprojekt „Rio Colorado“, das 2012 stillgelegt worden war, wieder aufnehmen werde, wobei eine Investition von ca. u$s 1,5 Mrd. vorgesehen sei, die zu den u$s 2,6 Mrd. hinzukommen, die schon investiert wurden. Die Förderung soll zunächst nur 1,3 Mio. Jato erreichen, statt der vorher vorgesehnen 4,3 Mio. Jato. Die Eisenbahnstrecke bis Bahía Blanca, die ursprünglich vorgesehen war, wurde jetzt aufgegeben, so dass der Transport per Lastwagen erfolgen soll. 42,000 Tonnen Schienen, die Vale schon gekauft hatte, sind jetzt schon für den Verkauf ausgeschrieben worden. Der Unterstaatssekretär für Energie und Bergbau von Mendoza, Emilio Guiñazú, erklärte, das Unternehmen werde in etwa 18 Monaten die Produktion aufnehmen.
***
Die Regierung hat letzte Woche der Fusion von Cablevisión (Kabelfernsehen) und Fibertel (Internet-Dienst) zugestimmt, die die Firmen vor 13 Jahren beantragt hatten. Die Kichner-Regierung hatte am 19.8.2010 Fibertel die Konzession für den Internet-Dienst entzogen. Das war ein Schlag gegen den Clarín-Konzern, dem sowohl Cablevisión wie Fibertel gehören, den die Kirchners schädigen wollten. Doch der Konzern legte Berufung vor Gericht ein, und dabei verlieb die Lage zunächst wie sei war. Im Februar 2016 hat die Macri-Regierung die Aufhebung der Konzession von Fibertel ausser Kraft gesetzt, so dass es kein Hindernis für die Fusion mit Cablevisión gab, die vom unternehmerischen Standpunkt günstig ist, weil sie Synergieeffekte schafft. Für die Kunden ändert sich zunächst nichts.
***
Transportminister Guillermo Dietrich und Innenminister Rogelio Frigerio kündigten an, dass der Staat sämtliche Gehaltserhöhungen im nationalen Transportbereich - für Busfahrer, Lokomotivführer u.a.- einschliesslich der Dieselpreiserhöhungen übernehmen wird. Die Zusatzausgaben für den Staat in Höhe von $ 4 Mrd. sind dabei nicht unbeträchtlich. Buslinien in der Bundeshauptstadt sowie im Gross Buenos Aires erhielten nicht die gleiche Beihilfehöhe. Letztes Jahr bekamen die öffentlichen Verkehrsmitteln im Landesinnere Zuschüsse i.H. von $ 10,7 Mrd. Für dieses Jahr sind $ 14,7 Mrd. vorgesehen.
***
Die SUBE Karte soll in ca. 18 Monaten in den wichtigsten Städten landesweit einsatzbereit sein. Das heisst aber nicht, dass die bereits bestehenden elektronischen Zahlsysteme vom SUBE System ersetzt werden. Alle Systeme sollen vielmehr nebeneinander existieren können.
***
Die Handelsbilanz wies im vergangenen März ein Defizit von u$s 266 Mio. aus, insbesondere bedingt durch die niedrigeren Preise der argentinischen Exportprodukte. Dennoch fielen die roten Zahlen um 60% geringer als das Defizit von März vergangenen Jahres (u$s 672 Mio.) aus. Das erste Quartal schloss mit einem Minus in der Handelsbilanz von u$s 381 Mio. Vor einem Jahr hatte das Defizit u$s 1,18 Mrd. erreicht. Die Exporte summierten sich im vergangenen März auf u$s 4,45 Mrd., und lagen um 3% höher als noch vor einem Jahr. Die Einfuhren fielen um 7% auf u$s 4,72 Mrd. Aufs Quartal gerechnet, gingen die Einfuhren um 3% zurück.
***
Argentinische Zitronen sollen demnächst wieder in die USA geliefert werden können. Aus Washington kündigte der Gouverneur von Tucumán, Rciardo Mansur, an, dass die wichtigste argentinische Provinz für solche Zitrusfrüchte in den nächsten 60 Tagen mit einem definitiven Bescheid der US-Behörden rechnet. Seit 2001 dürfen in den USA keine argentinische Zitronen eingeführt werden, weil der Verdacht von Kankrose bestand, und angenommen wurde, dass diese Pflanzenkrankheit sich auf US-Planzungen übertragen könnte. Schliesslich wurde festgestellt, dass dem nicht der Fall ist. Das Verfahren geriet jedoch in den USA erst nach dem Regierungswechsel in Schwung, weil vorher der politische Wille fehlte, und die Lobby der Zitronenproduzenten von Kalifornien sehr stark ist.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der brasilianischen Regierung gelang im vergangenen Jahr, die Rekordsumme von u$s 1,24 Mrd. aus ins Ausland transferierte Korruptionsgelder zurückzuholen. Wie das Justizministerium in Brasilia weiter berichtete, entsprach dieser Betrag dem achtfachen dessen, was zwischen den Jahren 2005-2014 zurück geholt werden konnte. Die Rückfuhraktion von Korruptionsgeldern - insbesondere von Geldern die aus dem staatlichen Ölkonzern Petrobras verschwunden waren - wurde zum grossen Teil dank eines Kooperationsabkommens mit der Schweiz möglich.
***
Der Internationale Währungsfonds schätzt in seinem jüngsten Länderbericht die Inflation in Venezuela für dieses Jahr auf 720%. Doch Robert Rennhack, stellvertretender Direktor für das Departement der westlichen Länder des IWF, erklärte in einer Unterredung mit dem Journalisten Andrés Oppenheimer, dass er binnen 12 bis 18 Monate erwarte, dass Venezuela in eine Hyperfinlation gerate, sofern die Regierung die Wirtschaftspolitik nicht grundsätzlich ändert, was unwahrscheinlich ist. Er rechnet für 2017 auf alle Fälle mit einer Inflation von 2.200%. Für dieses Jahr sieht der IWF ausserdem einen BIP-Rückgang von 8% vor.
***
Geschäftsnachrichten
Sinergium Biotech
Dieses lokale Pharmaunternehmen hat zusammen mit der Stiftung „Mundo sano“ ein Abkommen mit der US-Firma „Protein Sciences Corporation“ abgeschlossen, das sich auf die gemeinsame Entwicklung eines Impfstoffes gegen den Zika-Virus bezieht. Die Entwicklungskosten werden auf u$s 10 Mio. veranschlagt, und die Fabrik soll $ 30 Mio. kosten.
Blanchard & Lurton
Der Weinproduzent der Provinz Mendoza, Andrés Blanchard, hat mit dem französischen Weinunternehmer Francois Lurton vereinbart, $ 30 Mio. in eine Weinkellerei für Weisswein von höchster Qualität zu investieren. 3.000 Flaschen wurden schon bereitgestellt. Die neue Firma soll Blanchartd & Lurton heissen.
Johnson & Johnson
Dieses US-Kosmetikunternehmen hat ein Investitionsprogramm von u$s 100 Mio. in Argentinien eingeleitet. Davon sollen u$s 30 Mio. für die Kapazitätserhöhung der Fabrik im Vorort Pilar eingesetzt werden, und der Rest im Ausbau des Vertriebsnetzes im Landesinneren. In Pilar wird u.a. der Shampoo für Babys hergestellt, der auch nach Brasilien exportiert wird.
Tech Pak
Dieses Unternehmen, das flexible Behälter erzeugt, wurde vom bisherigen Besitzer, die chilenische Quiñenco, an die australische Amcor Holding verkauft. Es handelt sich um Teile eines Geschäfts von u$s 435 Mio., das mehrere Objekte in Lateinamerika umfasst. Quiñenco gehört der Familie Lucsic, die eine sehr starke Stellung in Chile hat. Die Gruppe verkaufte auch die Firmen Alusa in Chile und Aluflex in Argentinien, die von Teck Pack kontrolliert werden.
Bank Santander Rio
Diese Bank, Filiale der spanischen Santander, hat eine Kreditlinie von $ 1 Mrd. für Exportfinanzierung für kleine und mittlere Unternehmen eingeführt. Der Zinssatz beträgt 6,87%. Die Hälfte des Betrages soll für Vorfinanzierung dienen, der Rest für eigentliche Exportfinanzierung. Die Banken haben ab Regierungswechsel eine bedeutende Zunahme ihrer Dollardepositen erlebt, und bemühen sich jetzt, das Geld unterzubringen.
Bank Citi
Der am 18, Februar 2016 verfügte Verkauf der lokalen Filialen der US-Bank Citi schreitet voran. Nachdem die Banco Hipotecario sich zurückgezogen hat, ist von den Banken Macro, Itaú, ICBC und HSBC als Interessenten die Rede. Der Verkaufspreis wird auf u$s 700 Mio. geschätzt. Die Bank Citi betreibt in Argentinien 71 Agenturen, beschäftigt 2.775 Angestellte, zählt mit Depositen von $ 31,37 Mrd. und hat ein Nettovermögen von $ 9,03 Mrd. Ausserdem verwaltet die Bank 308.974 Sparkonten und 835.339 Kreditkarten.
Adeba
Der Verband der privaten Banken, die keine Filialen von ausländischen Banken sind, Adeba, hat einen neuen Präsidenten gewählt. Daniel Llambías übernimmt den Vorsitz in Vertretung für Jorge Brito, der jetzt zum Vizepräsidenten gewählt wurde. Neue Mitglieder im Verband sind jetzt Banco Nación und Banco Provincia de Buenos Aires. Llambías war bis Monatsmitte der CEO von Banco Galicia. Er ist jetzt Direktor des Holdings Grupo Financiero Galicia, der die gleichnamige Bank kontrolliert. Für die Wahlperiode 2016-2018 wurden ebenfalls Sergio Grinenco (Galicia) als zweiter Vizepräsident, Carlos Melconian (Banco Nación) als dritter Vizepräsident, Enrique Eskenazi (San Juan) als vierter Vizepräsident und Juan Curuchet (Banco Provincia) als fünfter Vizepräsident gewählt. Javier Ortiz Batalla von Banco Ciudad ist jetzt Sekretär des Verbandes, gefolgt von Eduardo Elzstain (Banco Hipotecario). Joao de Nobrega ( Banco Patagonia) ist der Kassenwart.
Terminal Zárate
Der Betreiber des Hafens von Zárate, in der Provinz Buenos Aires Paraná-Fluss, hat drei neue Krähne RTG Kalmar E-One2, von je 40 Tonnen Ladekapazität, in Betrieb genommen. Diese Krähne verbrauchen 60% weniger Treibstoff und haben auch niedrige Abgaswerte. Über Zárate geht der grösste Teil des Kfz-Handels. Auch sonst hat dieser Hafen einen hohen Warenumschlag.
Globant
Dieses Informatikunternehmen hat ein Investitionsprogramm in Argentinien von $ 1,2 Mrd. binnen fünf Jahren angekündigt. In Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri, Produktionsminister Francisco Cabrera und Erziehungsminister Esteban Bullrich wies der Geschäftsführer der Firma, Martín Migoya, darauf hin, dass dies mit einer Verdoppelung der Belegschaft einher gehen werde. Ausserdem werden sich die Investitionen auf verschiedene Provinzen verteilen.
YPF
Die Internationale Handelskammer hat YPF in einem Schiedspruch zur Zahlung von u$s 500 Mio. an zwei Unternehmen verurteilt, mit denen je ein Vertrag für den Kauf und Transport von verflüssigtem Gas abgeschlossen worden war, die beide vorzeitig gekündigt wurden. YPF muss an AES Uruguaiana u$s 184,25 Mio. und an Transportadora de Gas del Mercosur u$s 319,07 Mio. zahlen. YPF wird jedoch Berufung einlegen, weil das Unternehmen diesen Schiedspruch als juristisch nichtig betrachtet.
Wirtschaftsübersicht
Das Defizit der Staatsfinanzen verharrt auf hohem Niveau
Das Schatzamt hat die Zahlen über Staatseinnahmen, Ausgaben und Defizit für die ersten drei Monate bekanntgegeben. Sie sind enttäuschend, ohne sichbaren Fortschritt beim Abbau der Ausgaben und echter Überwindung des Defizites. Die Zahlen lassen Zweifel über die Möglichkeit aufkommen, das Defizit der Finanzen des Nationalstaates von 7% des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2015 auf 4,5% im Jahr 2016 zu verringern, wie es die Regierung angekündigt hat.
Was man bestimmt erwarten kann, ist dass ein grosser Teil des Defizites dieses Jahr mit Auslandskrediten gedeckt wird, besonders der Weltbank und der Interamerikanischen Enwicklungsbank, aber auch der russischen Staatsbank (für das Wasserkraftwerk Chihuidos) und der chinesischen Staatsbank für allerlei Projekte. Mit diesen Krediten werden Staatsinvestitionen finanziert, die bei der staatlichen Buchhaltung zu den laufenden Ausgaben hinzugezählt werden, statt nur die jährlichen Amortisationen zu berücksichtigen, wie es bei der privaten Buchhaltung der Fall ist. Die monetäre Wirkung verlagert sich dabei vom staatlichen Bereich auf den externen, sofern der Auslandskredit nicht durch höhere Importe u.a. Zahlungen an ausländische Gläubiger ausgeglichen wird. Doch auch wenn mit den Auslandskrediten an erster Stelle Lieferungen von Kapitalgütern finanziert werden, verbleibt netto ein Devisenbetrag, der zu den Reserven hinzukommt und eine monetäre Expansion als Gegenpartie hat.
Das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) wird für das 1. Quartal mit $ 49,84 Mrd. angegeben, aber allein im März mit $ 31,72 Mrd., was zeigt, dass die Regierung im ersten Bimester auf die Bremse getreten hat, aber im März nicht mehr. Das Schatzamt hat dieses Jahr die Methodologie geändert, und den Gewinn der ZB und des Renterfonds der ANSeS bei Berechnung des finanziellen („echten“) Defizites als laufende Einnahmen gebucht, statt als einen Kredit. Wenn die Zinsen auf die Staatsschuld hinzugezählt werden, gelangt man auf ein echtes Defizit von $ 34,66 Mrd. im 1. Quartal und $ 11,85 Mrd. im März. Aber ohne den Zuschuss der ZB und der ANSeS steigt das echte Defizit im 1. Quartal auf $ 49,64 Mrd. und das vom März auf $ 31,72 Mrd. Das primäre Defizit lag im 1. Quartal um 12% über dem Vorjahr, und das echte Defizit war mit Einschluss der Zuwendungen der ZB und der ANSeS um 15% höher, was bei einer Inflation von angenommenen 35% in beiden Fällen einen realen Rückgang darstellt. Bis zur ersten Märzwoche hat die ZB dem Schatzamt kaum Mittel überwiesen; doch danach konnte diese monetäre Restriktion nicht beibehalten werden.
Im 1. Quartal stiegen die primären Ausgaben (ohne Zinsen) im interanuellen Vergleich um 31,2%, aber im März um 35,9%. Hingegen stiegen die Kapitalausgaben im 1. Quartal nur 6,3%, und im März nur um 2,9%. Die Regierung hat die finanziellen Mittel für Staatsinvestitionen drastisch verringert, indem die meisten Objekte, die sich in Bau befanden, faktisch stillgelegt wurden. Einige sollen nach und nach wieder in Gang gesetzt werden, andere erst wenn die Auslandsfinanzierung bereit ist. Allgemein wurde verhindert, dass das Defizit noch höher ausfiel, indem Zahlungen hinausgeschoben wurden. Es geht jedoch um eine echte Verringerung der Ausgaben und nicht um einen Zahlungsverzug, der schliesslich den Betrag, um es geht, erhöht, ganz besonders bei öffentlichen Bauten. Allgemein schafft dies Unordnung, was den Staat schliesslich mehr kostet.
Die Aussichten für das ganze Jahr sind trübe. Die Regierung schafft ununterbrochen neue Ausgaben, kann sich jedoch den Luxus, die Zahlungen hinauszuschieben, immer weniger leisten, und wird weniger an Steuereinnahmen erhalten, einmal wegen der Abschaffung, bzw. Verringerung von Exportzöllen, dann wegen der Erhöhung des steuerfreien Mindestbetrages der Gewinnsteuer, dann jetzt wegen der niedrigeren MwSt für bestimmte soziale Gruppen, und schliesslich wegen der schwachen Konjunktur, die sich besonders auf dauerhafte Gebrauchsgüter auswirkt, bei denen die Hinterziehung gering ist, im Gegensatz zu frischen Lebensmitteln, die weniger unter der Rezession leiden, wo sie sehr hoch ist.
Die bitter notwendige Kürzung der laufenden Staatsausgaben wurde bisher nur in beschänktem Umfang vollzogen, so bei der neuen Formulierung des Programmes „Fussball für alle“ und der drastischen Verringerung der Staatspropaganda. Auch wurden zahlreiche kleinere Ausgaben gestrichen, auch solche, die mit der Kirchner-Korruption verbunden waren. Doch vom Beamtenüberschuss, der beim Nationalstaat allein gut 200.000 Personen ausmacht, wurden nur um die 20.000 entlassen. Und bei den Provinzen und Gemeinden, wo der Überschuss gut eine Million Menschen ausmacht, war der Beamtenabbau noch geringer. Auf der anderen Seite gab es viele neue Ausgaben, besonders Zuwendungen an Provinzen, angefangen mit der von Buenos Aires, damit sie die Gehälter zahlen können. Die Rationalisierung des Staates ist eine Aufgabe, die noch bevorsteht. Das vom Macri geschaffene Modernisierungsministerium hat hier gewiss viel zu tun.
Wirtschaftsübersicht
Die Überschwemmungskatastrophe und ihre Wirkung
In der sogenannten feuchten Pampa-Gegend, in der sich der Anbau von Getreide und Ölsaat, die Rinderzucht und die Milchwirtschaft konzentriert, die bis zu 20 Mio. ha ausmacht, befinden sich 7,12 Mio. ha unter Wasser. Dies hat eine Analyse von Satellitenaufnahmen ergeben, die von Fachleuten ausgewertet wurden, die die Zeitung „La Nación“ dafür beauftragt hat. Von der gesamten Fläche, die sich unter Wasser befindet, entfallen 3,26 Mio. ha auf die Provinz Santa Fé, 1,64 Mio. ha auf Entre Rios, 1,5 Mio. ha auf Córdoba und 0,71 Mio. ha auf Buenos Aires.
Dieses Phänomen hat mehrere unmittelbare Folgen. Einmal sind ca. 40.000 Menschen direkt betroffen, von denen 11.000 ihre Wohnungen verlassen mussten, und alle nicht normal arbeiten können und Schaden an ihren Wohnungen erlitten. Die Nationalregierung hat hier Hilfe zugesagt, was die Staatskasse weiter belastet. Dann kann in vielen Orten die Ernte, die sich jetzt in Gang befindet, nicht stattfinden, und in anderen Fällen sind hohe Verluste eingetreten, wegen geschädigter Pflanzen, so dass die Erträge anormal niedrig sind. Somit wird die diesjährige Gesamternte von Getreide und Ölsaat nicht, wie vorher erwartet, über 105 Mio. Tonnen betragen, sondern zwischen 95 und 100 Mio. Das stellt gegen-über 2014/15 einen Rückgang von ca. 15% dar. Es sind über 15 Mio. Tonnen weniger, was einen Gesamtwert von ca. u$s 4,5 Mrd. darstellt. Bei Sojabohne allein, werden es bestenfalls 56 Mio. Tonnen seit, statt der erwarteten 60 Mio.
Aber ausserdem beinträchtigt dies die Milchproduktion, weil die Überschwemmung die wichtigsten Milchgebiete betrifft. Die Lastwagen können die Milch nicht abholen, und die Lieferungen sind stark zurückgegangen, angeblich in der zentralen Milchgegend auf die Hälfte. Das wird sich auf die Milchversorgung auswirken und sich voraussichtlich auf den Milchpreis niederschlagen. Allgemein leiden die Rinder, sowohl Milchkühe wie andere, unter dieser Lage, da die Weiden überschwemmt sind und die Tiere selber Schaden erleiden, mit Gewichtsverlust, auch wenn Futtermittel vorhanden sind, was gesamthaft jedoch nicht in ausreichendem Ausmass der Fall ist. Da die Lastwagen nicht zu den landwirtschaftlichen Betrieben gelangen, weil auch die Landwege überschwemmt oder nicht befahrbar sind, werden zunächst die Lieferungen von Rindern verringert. Und auch nachher werden weniger Tiere geliefert, weil die Landwirte sich bemühen, sie wieder auf ein höheres Gewicht zu bringen.
Es ist eine wahre Katastrophe, an erster Stelle für die betroffenen Landwirte, auch wenn die Regierung ihnen jetzt mit Stundung und Erlass von Steuern und Vertagung der Zahlung von Schulden an die Banco Nación hilft. Doch das Phänomen wirkt sich auf die gesamte Wirtschaft aus, und kommt besonders jetzt nicht gelegen, da sich die Wirtschaft in einer schweren Rezessionsphase befindet. Präsident Macri war in der Vorwoche in überschwemmten Gegenden anwesend und versprach unmittelbare Hilfe und auch Investitionen zur Vermeidung oder zumindest Milderung des Phänomens, wenn es in Zukunft wieder auftritt, was die Staatskasse weiter belastet.
Dieser negative Umstand kommt zu den anderen schon bekannten hinzu: die brasilianische Wirtschaftskrise, die gesunkenen Preise der argentinischen Exportcommodities, das geringere Wachstum von China (dem wichtigsten Käufer argentinischer Sojabohne u.a. Produkte), die schwache Weltkonjunktur, und nicht zuletzt, die Zahlung der zahlreichen ungedeckten Wechsel, die die Kirchner-Regierung der von Macri überlassen hat, plus die strukturellen Korrekturen, die notwendig waren, aber auch zunächst rezessiv wirken, wie die Übertragung von Einkommen auf die Landwirtschaft und die Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste. Wie man im Volksmund hier zu sagen pflegt: Wir waren schon zu viele, und dann gebar die Grossmutter ein Kind.
Die Frage, warum es so viel geregnet hat, hat zwei Antworten. Einmal ist dies die Folge eines extremen „El Niño“, also der warmen Strömung im Pazifik, die sich der südamerikanischen Küste genähert hat und dabei mehr Wasserverdunstung und dann mehr Regen im Kontinent herbeiführt. Doch zum zweiten sollte man nicht vergessen, dass die Erwärmung des Planeten Erde, die schon eingetreten ist und weitergeht, überall klimatische Veränderungen mit sich bringt, mit mehr extremen Situationen, also zu viel Regen auf der einen Seite und Dürre auf der anderen.
Eventuell hinterlässt der viele Regen auch etwas Positives. Einmal hat es auch in den trockeneren Gegenden, die rund um die feuchte Pampa liegen und gesamthaft etwa gleich viel Hektar wie diese ausmachen, mehr geregnet, und das erhöht zunächst die Erträge und verbessert die Viehweiden. Wie weit dies den Verlust ausgleicht, den die Überschwemmung verursacht, lässt sich nicht sagen. Auf alle Fälle düfte es nur ein geringer Teil sein. Eine weitere Folge der hohen Regenfälle besteht darin, dass sich Feuchtigkeit im Boden ansammelt, was die Erträge der Ernte 2016/17 erhöht und auch erlaubt, eventuelle Dürreperioden zu überstehen. Die warme Pazifikströmung entfernt sich schon im Laufe dieses Jahres von der süd-amerikanischen Küste, so dass für die Periode 2016/17 mit weniger Regen, eventuell sogar mit Dürreperioden, zu rechnen ist. Deshalb sind die Wasserreserven im Boden so wichtig, die heute dank der allgemeinen Einführung der direkten Aussaat weitgehend erhalten werden. Ohnehin wird für dieses Jahr eine wesentlich höhere Saatfläche erwartet, die schon mit bis zu 5 Mio. ha für Weizen beginnt, gegen nur 3,4 Mio. ha im Vorjahr. Die Ernte 2016/17 könnte somit ohne weiteres auf einen neuen Rekordstand von 120 Mio. Tonnen steigen, und das wäre ein wesentlicher Beitrag für das Wachstum der Wirtschaft.
Wirtschaftsübersicht
Eine Beschleunigung der Entwicklung von Informatikunternehmen
Der Unterstaatssekretär für technologische Entwicklung im Ministerium für Wissenschaft und Technologie, Carlos Palotti, erklärte in New York, die Regierung habe sich zum Ziel gesetzt, dieses Jahr 10.000 Arbeitsplätze in technologischen Unternehmen zu schaffen, von denen 7.000 schon feststehen. Das bezieht sich vornehmlich auf Computersoftware und alles, was damit zusammenhängt, und ist von besonderer Bedeutung: denn Argentinien verfügt über viele Menschen, die sich auf dem Gebiet der Computertechnologie, genannt Informatik, gut auskennen, und somit sowohl diese Technologie problemlos aufnehmen können, die vornehmlich in den USA, aber auch in anderen Staaten entwickelt wird. Aber das Land liefert auch Software für andere Länder in zunehmenden Umfang.
Palotti gab auch bekannt, dass die Regierung dem Kongress unmittelbar zwei Gesetzesprojekte vorlegen werde, von denen sich eines auf die Förderung technologischer Unternehmen und das andere auf eine Senkung der Soziallasten für diese Unternehmen bezieht. Im ersten Fall geht es darum, dass es möglich sein soll, ein Softwareunternehmen in einer kurzen Frist, angeblich nur 24 Stunden, zu gründen, was sowohl die Amtsschritte wie die Öffnung von Bankkonten einschliesst. Ausserdem soll ein Treuhandfonds für die Finanzierung dieser Unternehmen geschaffen werden.
Die wichtigsten argentinischen Unternehmen auf dem Gebiet der informatischen Dienstleistungen, der Entwicklung von Programmen (software) und des Aussenhandels mit dieser Informatiktechnologie (benannt SBC, Servicios basados en conocimiento) haben über die Firma Argencom am Freitag der Vorwoche in New York eine Reihe von Konferenzen eingeleitet, sowohl im argentinischen Konsulat, wie im „Council of the Americas“ und der „Columbia Business School“. Die Eingliederung in die grosse Welt, die Präsident Mauricio Macri konsequent verfolgt, wirkt sich auch hier aus und bietet Argentinien die Möglichkeit, einen Sprung auf diesem Gebiet zu vollziehen.
Die Welt hat in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts eine technologische Revolution erlebt, die grösste aller Zeiten, bei der die Entwicklung der persönlichen Computer und „Laptops“, die damit verbundenen Programme („software“), das Internet und die Mobiltelefonie hervorstechen. All dies hat die Welt verändert und stellt einen phänomenalen Wachstumsfaktor der Wirtschaft dar, weil dies allgemein die Effizienz der Unternehmen erhöht, und auch im persönlichen Bereich zu bedeutenden Änderungen führt. Argentinien gehört zu den Ländern, die hier voll mitmachen können, weil es viele Menschen hat, die auf diesem Gebiet ausgebildet sind, und noch viel mehr, die diese Technologie in konkreten praktischen Aspekten schnell erlernen. Dass über die Hälfte der Bevölkerung Internet verwendet, zeigt, dass die argentinische Bevölkerung auf diesem Gebiet nicht weit hinter den fortgeschrittenen Staaten steht.
Schon vor der Macri-Regierung hat in Argentinien eine bedeutende Entwicklung auf dem Gebiet der Computertechnologie und allem, was damit zusammenhängt, stattgefunden, obwohl sich die Kirchner-Regierungen kaum darum gekümmert haben. Private Unternehmer, meistens junge Menschen, haben verstanden, was weltweit in dieser Beziehung vor sich geht, und haben Initiativen auf diesem Gebiet aufgenommen, wobei die Firma Globant sich sogar in den USA niedergelassen hat und dabei sehr erfolgreich war. Argentinien exportiert laut offiziellen Angaben jährlich Dienstleistungen auf diesem Gebiet für u$s 6 Mrd. und importiert für u$s 3,6 Mrd. Dieser Wirtschaftsbereich beschäftigt insgesamt 120.000 Menschen. Es handelt sich hier um Programme im Bereich der Buchhaltung und der Unternehmenstatistik, aber auch um Pläne für Wohnungen, Programme für Landwirtschaft und allerlei andere Zwecke. Die Exporte dürften in Wirklichkeit noch höher sein, da viele einfach über Internet stattfinden und die ZB nicht die geringste Möglichkeit hat, sie zu erfassen. Als der Schwarzkurs stark über dem offiziellen lag, sind die nicht angegebenen Informatikexporte bestimmt stark gestiegen. Denn eine Differenz von über 50% lässt sich kaum jemand entgehen.
Wie das zuständige Ministerium berichtet, hat sich die Regierung zum Ziel gestellt, auf diesem Gebiet 270.000 zusätzliche hochqualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen und den Export von Informatikprodukten auf u$s 16 Mrd. anzuheben, womit diese Sparte nach der Landwirtschaft und der mit ihr verbundenen Industrie, und der Kfz-Industrie, an dritter Stelle stehen würde. Argentinien bildet ständig viele junge Menschen auf diesem Gebiet aus, und muss ihnen auch Arbeit bieten. Sonst werden sie gezwungen, auszuwandern, und das hat keinen Sinn, u.a. weil die Ausbildung den Staat viel gekostet hat. Deshalb ist es so wichtig, dass die Macri-Regierung sich intensiv um das Thema kümmert, wobei zwei Ministerien, nämlich das für Wissenschaft und Technologie und das für Modernisierung des Staates, sich konkret mit dem Thema befassen. Ob dies auch damit zusammenhängt, dass Macri Ingenieur ist (der zweite Präsident dieses Berufes, nach Agustín P. Justo, der Ingenieur und General war und in den 30er Jahren regierte), sei dahingestellt.